
 
 

Die folgende Zusammenstellung enthält - vorbehaltlich weiterer Ladungen und mög-

licher Terminsaufhebungen - eine Übersicht über ausgewählte öffentliche Verhand-

lungen des Verwaltungsgerichts Aachen, die im Monat Juli 2025 vorgesehen sind. 

 

Pressevertreter werden gebeten, sich bei einem Teilnahmewunsch vorher schriftlich 

mit der Pressestelle in Verbindung zu setzen (E-Mail: pressestelle@vg-

aachen.nrw.de). Auch sonstige An- bzw. Rückfragen zu einzelnen Terminen sind 

bitte schriftlich an pressestelle@vg-aachen.nrw.de zu richten. 

  

Die vorhandenen Plätze werden nach dem Prioritätsprinzip vergeben.  

 

01.07.2025 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011 

Uhrzeit: 15.00 Uhr 

Aktenzeichen: 10 K 1266/22, 10 K 1267/22 

N.N. ./. Städteregion Aachen  

 

Der Kläger ist Gewerbetreibender im Kfz-Gewerbe. Er verfügt seit Jahren über rote 

(Händler-)Kennzeichen für seine Fahrzeuge. Seit 2022 wird das rote Kennzeichen 

von der Beklagten auf ein Jahr befristet erteilt und eine Verlängerung von der Vorla-

ge verschiedener Unterlagen zum Nachweis der Zuverlässigkeit abhängig gemacht. 

Hiergegen wendet sich der Kläger im Verfahren 10 K 1266/22. In dem Verfahren 10 

K 1267/22 wendet er sich gegen einen Aufdruck in dem für das rote Kennzeichen zu 

führenden Fahrzeugscheinheft, dem zufolge ein „Anspruch auf Anerkennung bei 

Grenzüberschreitung“ nicht besteht. 

 

07.07.2025 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012 

Uhrzeit: 9.00 Uhr 

Aktenzeichen: 5 K 202/24, 5 K 203/24 und 5 K 204/24  

N.N. ./. Stadt Düren  

 

Verwaltungsgericht Aachen  

- Terminvorschau Juli 2025 -  
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- 2 - 

beigeladen: Landschaftsverband Rheinland 

In diesen drei Verfahren streiten die Beteiligten über die Rechtmäßigkeit der Eintra-

gung einer in Düren gelegenen Wohnanlage als Baudenkmal in die Denkmalliste der 

Stadt Düren. Die ursprünglich aus vierzehn Terrassenhäusern, Garagen und einem 

Schwimmbad bestehende Wohnanlage wurde während der Jahre 1969 bis 1971 

nach einem Entwurf des Architekten und Bildhauers Prof. Dr. Meisenheimer errichtet. 

Die Kläger sind der Ansicht, dass es sich bei der Wohnanlage nicht um ein Bau-

denkmal im Sinne des Denkmalschutzgesetzes handele. Denn anders als von der 

Stadt Düren und dem Landschaftsverband Rheinland angenommen sei die Wohnan-

lage nicht bedeutend für die Geschichte des Menschen und für Städte und Siedlun-

gen. 

 

18.07.2025 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012 

Uhrzeit: 10.00 Uhr 

Aktenzeichen: 8 K 1900/22  

 

1. N.N., 

2. N.N. ./. Städteregion Aachen  

Die Kläger, iranische Eheleute, begehren die Erteilung von humanitären Aufenthalts-

erlaubnissen. Nach ihrem Vorbringen seien sie - auch wirtschaftlich - gut integriert 

und Vorstrafen lägen bereits viele Jahre zurück. 

 

25.07.2025 

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.029 

Uhrzeit: 10.00 Uhr 

Aktenzeichen: 7 K 2228/23  

 

N.N. ./. Kassenzahnärztliche Vereinigung Nordrhein  

  

Der Kläger ist Vertragszahnarzt und Inhaber einer zahnärztlichen Praxis, die Beklag-

te die für ihn zuständige Kassenzahnärztliche Vereinigung. Die Beklagte hatte dem 

Kläger zunächst Sachkosten für Corona-Tests der Praxisbeschäftigten erstattet, hat 

diese aber durch Bescheid teilweise zurückgefordert, weil der Kläger die für die Ab-

rechnung erforderlichen Nachweise außerhalb der hierfür gesetzten Frist eingereicht 

haben soll.  

 


